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schritten und Fotokopien von Schriftstücken und Doku­
menten jeder Art und Auszüge daraus zu beglaubigen;

d. Dokumente und Urkunden, die von den zuständigen Or­
ganen des Empfangsstaates errichtet oder ausgestellt wer­
den und zur Verwendung- im Entsendestaat bestimmt 
sind, zu legalisieren;

e. Übersetzungen von Dokumenten, die von den Organen 
des Entsendestaates oder des Empfangsstaates ausgestellt 
wurden, zu beglaubigen;

f. andere notarielle Handlungen vorzunehmen, die ihr vom 
Entsendestaat übertragen werden, soweit dies nicht den 
Gesetzen des Empfangsstaates widerspricht.

Artikel 31
Rechtskraft von Urkunden und Dokumenten

Die in Artikel 30 genannten Urkunden und Dokumente, die 
.von einer konsularischen Amtsperson des Entsendestaates 
beurkundet, beglaubigt oder legalisiert wurden, haben im 
Empfangsstaat die gleiche Gültigkeit und Wirksamkeit wie 
die Urkunden und Dokumente, die von den zuständigen Or­
ganen des Empfangsstaates errichtet, ausgefertigt, beurkun­
det oder beglaubigt wurden, vorausgesetzt, daß sie den Ge­
setzen des Empfangsstaates nicht widersprechen.

Artikel 32
Zustellung von gerichtlichen 

und anderen Dokumenten
Eine konsularische Amtsperson ist berechtigt, in Überein­

stimmung mit bestehenden völkerrechtlichen Verträgen, de­
nen der Entsendestaat und der Empfangsstaat angehören, 
Staatsbürgern des Entsendestaates gerichtliche und andere 
Dokumente zu übermitteln oder, falls solche völkerrechtli­
chen Verträge nicht bestehen, dies mit den Gesetzen des 
Empfangsstaates vereinbar ist.

Artikel 33 
Verwahrung von Gegenständen

(1) Eine konsularische Amtsperson hat in Übereinstim­
mung mit den ihr vom Entsendestaat übertragenen Befug­
nissen, und sofern das nicht den Gesetzen des Empfangs­
staates widerspricht, das Recht,
a. von Staatsbürgern des Entsendestaates Dokumente, Geld, 

Wertsachen und andere ihnen gehörende Gegenstände in 
Verwahrung zu nehmen;

b. Schriftstücke, Geld, Wertsachen und andere Gegenstände, 
die Staatsbürgern des Entsendestaates während ihres 
Aufenthaltes im Empfangsstaat abhanden gekommen sind, 
von den Organen des Empfangsstaates zur Übermittlung 
an die Eigentümer entgegenzunehmen.

(2) Die gemäß Absatz 1 Buchstabe a. in Verwahrung ge­
nommenen Gegenstände dürfen aus dem Empfangsstaat nur 
ausgeführt werden, wenn dies nicht im Widerspruch zu den 
Gesetzen des Empfangsstaates steht.

Artikel 34
Benachrichtigung über die Bestellung 

eines Vormundes oder Pflegers
(1) Die zuständigen Organe des Empfangsstaates benach­

richtigen eine konsularische Amtsperson schriftlich über die 
Fälle, in denen es notwendig ist, einen Vormund oder Pfle­
ger für einen nicht volljährigen oder handlungsunfähigen 
Staatsbürger des Entsendestaates zu bestellen oder einen 
Pfleger für einen Staatsbürger des Entsendestaates zu be­
stellen zum Zwecke der Verwaltung seines im Empfangs­
staat befindlichen Vermögens, wenn dieses aus irgendeinem 
Grund nicht von diesem Staatsbürger verwaltet werden 
kann.

(2) Eine konsularische Amtsperson des Entsendestaates 
kann sich in den in Absatz 1 genannten Angelegenheiten an

die zuständigen Organe des Empfangsstaates wenden und 
insbesondere geeignete Personen vorschlagen, die als Vor­
mund oder Pfleger bestellt werden sollen.

Artikel 35 . '
Information über den Tod eines Staatsbürgers 

des Entsendestaates
Die zuständigen Organe des Empfangsstaates informieren 

eine konsularische Amtsperson des Entsendestaates, sobald 
sie davon Kenntnis erhalten, unverzüglich über den Tbd 
eines Staatsbürgers des Entsendestaates im Empfangsstaat 
und übersenden ihr auf Ersuchen eine Ausfertigung der 
Sterbeurkunde oder ein anderes entsprechendes Dokument 
über den Sterbefall.

Artikel 36 
Information über den Nachlaß 

eines verstorbenen Staatsbürgers
Erhalten die zuständigen Organe des Empfangsstaates da­

von Kenntnis, daß
a. ein Nachlaßverfahren eröffnet wird über den Nachlaß 

eines im Empfangsstaat verstorbenen Staatsbürgers des 
Entsendestaates, der im Empfangsstaat keine zur Ver­
waltung oder Sicherung seines Nachlasses berechtigte 
Person hinterläßt und dort auch keinen Vertreter hat, 
oder

b. ein Nachlaß verfahren über einen von einer Person, unab­
hängig von deren Staatsbürgerschaft, im Empfangsstaat 
hinterlassenen Nachlaß eröffnet wird, auf den ёіп Staats­
bürger des Entsendestaates, der keinen Wohnsitz im Emp­
fangsstaat und dort auch keinen Vertreter hat, aufgrund 
einer testamentarischen Verfügung oder der Gesetze des 
Empfangsstaates einen Anspruch haben kann,

so informieren sie darüber so bald wie möglich eine konsu­
larische Amtsperson des Entsendestaates.

Artikel 37
Funktionen in Nachlaßangelegenheiten

Eine konsularische Amtsperson ist berechtigt, in den in 
Artikel 36 genannten Nachlaßangelegenheiten, soweit es die 
Gesetze des Empfangsstaates zulassen,
a. die zuständigen Organe des Empfangsstaates zu ersuchen, 

Maßnahmen zur Sicherung, Erhaltung und Verwaltung 
des Nachlasses zu treffen;

b. bei der Durchführung der in Buchstabe a. genannten Maß­
nahmen anwesend zu sein oder in anderer Form daran 
teilzunehmen;

c. für die Vertretung eines Staatsbürgers des Entsendestaa­
tes zu sorgen, der ein berechtigtes Interesse am Nachlaß 
hat, im Empfangsstaat nicht anwesend ist und dort auch 
keinen’ Vertreter hat.

Artikel 38
Zeitweilige Verwahrung und Rückerstattung 

von Geldmitteln und persönlichen Gegenständen 
verstorbener Staatsbürger des Entsendestäates

(1) Verstirbt ein Staatsbürger des Entsendestaates wäh­
rend seines zeitweiligen Aufenthaltes im Empfangsstaat oder 
während der Durchreise durch diesen Staat, sind die zustän­
digen Organe des Empfangsstaates verpflichtet, einer konsu­
larischen Amtsperson des Entsendestaates die von diesem 
Staatsbürger mitgeführten Geldmittel und persönlichen Ge­
genstände .zur zeitweiligen Verwahrung und Weiterleitung 
an eine anspruchsberechtigte Person unverzüglich zu überge­
ben. Diese Verpflichtung besteht insoweit, als es keine an­
spruchsberechtigte Person im Empfangsstaat gibt oder die 
Geldmittel und Gegenstände nicht von den zuständigen Or­
ganen des Empfangsstaates zur Klärung rechtlicher Sachver­
halte einbehalten werden, vorausgesetzt, daß die zeitweilige 
Verwahrung einem gemäß den Gesetzen des Empfangsstaates 
ernannten Verwalter oder einer anderen bevollmächtigten 
Person übertragen wird.


